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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Finanzausschusses (7. Ausschuß) 


zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
- Drucksache 13/2592- 


Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung des Steuerbeamten- 
Ausbildungsgesetzes 


A. Problem 

- Aufgrund der Vielzahl gesetzlicher Neuregelungen im Steuer- 
recht hat sich die Menge des Lehrstoffs der Ausbildung der 
Steuerbeamten des mittleren Dienstes erheblich erhöht. Dies 
hat dazu geführt, daß über die fachtheoretische Ausbildungs- 
zeit hinaus Zeiten der berufspraktischen Ausbildung zur theo- 
retischen Stoffverimttlung genutzt werden. 

- Die Vorschriften über den Zeitraum der Laufbahnprüfung stim- 
men nicht mit den entsprechenden Vorschriften im Beamten- 
rechtsrahmengesetz überein. 

- Beim prüfungsfreien oder prüfungserleichterten Aufstieg be- 
stehen bisher für die Steuerbeamten und die anderen Beamten 
in den Bundesländern unterschiedüche Regelungen. 


B. Lösung 

Annahme des Gesetzentwurfs, der insbesondere folgendes vor- 
sieht: 

- Neuzuschnitt der Ausbildungsabschnitte für die Steuerbeam- 
ten des mittleren Dienstes, 

- Abschluß der Laufbahnprüfung des nüttleren und gehobenen 
Dienstes innerhalb des Regelvorbereitungsdienstes, 

- Prüfungsfreier oder prüfungserleichterter Aufstieg nach Lan- 
desrecht. 
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Ergänzend zum Regierungsentwurf schlägt der Ausschuß vor, für 
die Steuerbeamten des mittleren Dienstes die Berufsbezeichnung 
Finanz wirt/Finanzwirtin einzuführen . 

Große Mehrheit im Ausschuß. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Für den Bund entstehen keine Kosten. In den Ländern können - 
abhängig von der bisherigen organisatorischen Gestaltung der 
fachtheoretischen und berufspraktischen Ausbildung - höhere 
Ausbildungskosten entstehen. 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung des Steuerbe- 
amten- Ausbildungsgesetzes - Drucksache 13/2592 - mit der Maß- 
gabe anzunehmen, 

daß in Artikel 1 

1. in Nummer 1 (§ 3 Abs. 2) folgender Buchstabe angefügt wird: 

,c) Folgender Satz wird angefügt: 

„Die bestandene Laufbahnprüfung berechtigt dazu, die Be- 
ruf sbezeichnung Finanzwirt/Finanzwirtin zu führen. " ' , 

2. in Nummer 4 (§ 6) Buchstabe a der Doppelbuchstabe bb wie 
folgt gefaßt wird: 

,bb) Satz 3 wird durch die folgenden Sätze ersetzt: 

„Die Einführung schließt mit der Laufbahnprüfung ab. § 3 
Abs. 2 Satz 4 und 5 gilt entsprechend. " ' 

Bonn, den 17. April 1996 

Der Finanzausschuß 

Carl-Ludwig Thiele Gisela Frick Wolfgang Schulhoff Lydia Westrich 

Vorsitzender Berichterstatterin Berichterstatter Berichterstatterin 


Bericht der Abgeordneten Gisela Frick, Wolfgang Schulhoff und Lydia Westrich 


1. Verfahrensablauf 

Der von der Bundesregierung eingebrachte Entwurf 
eines Vierten Gesetzes zur Änderung des Steuerbe- 
amten- Ausbildungsgesetzes - Drucksache 13/2592 - 
wurde vom Deutschen Bundestag in dessen 64. Sit- 
zung am 26. Oktober 1995 zur federführenden Bera- 
tung an den Finanzausschuß sowie zur Mitberatung 
an den Innenausschuß überwiesen. 

Der Innenausschuß hat am 22. November 1995 zu 
dem Gesetzentwurf Stellung genommen. Der Finanz- 
ausschuß hat den Gesetzentwurf am 22. November 
1995, 31. Januar, 6. März und 17. Aprü 1996 beraten. 


11. Inhalt des Gesetzentwurfs 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung zielt darauf 
ab, die Einzelheiten der Ausbildung der Steuerbeam- 
ten des mittleren Dienstes den durch die Entwick- 
lung des Steuerrechts geänderten Erfordernissen an- 


zupassen. Die angewachsene Lehrstoffmenge hat in 
der Vergangenheit dazu geführt, daß über die auf 
sechs Monate begrenzte fachtheoretische Ausbil- 
dungszeit hinaus Zeiten der berufspraktischen Aus- 
bildung, in denen die Nachwuchskräfte das erworbe- 
ne Fachwissen bei der Lösung praktischer Fälle an- 
wenden sollen, zur theoretischen Stoffvermittlung 
genutzt werden. Durch die Verlängerung der fach- 
theoretischen Ausbildungszeit auf acht Monate sol- 
len einerseits die Erfordernisse an die theoretische 
Grundausbildung des mittleren Dienstes berücksich- 
tigt werden, andererseits soll aber gewährleistet wer- 
den, daß die Bedeutung der berufspraktischen Kom- 
ponente der Ausbildung erhalten bleibt. 

Darüber hinaus ist hinsichtlich des Zeitraums der 
Laufbahnprüfung eine Anpassung an die Vorschrif- 
ten des Beamtenrechtsrahmengesetzes vorgesehen. 
Weiterhin soll die Regelung des prüfungsfreien oder 
prüfungserleichterten Aufstiegs den Ländern über- 
lassen werden, um den Steuerbeamten dieselben 
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Chancen zu verschaffen wie den anderen Beamten 
des jeweiligen Landes. 

IIL Stellungnahme des Bundesrates 

Der Bundesrat hat in seiner Stellungnahme zu dem 
Gesetzentwurf um folgende Änderung des Artikels 1 
Nr. 3 gebeten: 

,3. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 4 wird wie folgt gefaßt: 

„Die oberste Landesbehörde oder die von ihr 
bestimmte Stelle stellt den erfolgreichen Ab- 
schluß der Einführung fest.“ 

b) Absatz 5 Satz 2 wird gestrichen. “ ' 

Weiterhin hat der Bundesrat die Bundesregierung 
um Prüfung gebeten, ob für die Absolventen der 
Laufbahnen des mittleren Dienstes auf den Ausbil- 
dungsgegenstand hindeutende, auch außerhalb der 
Verwaltung zu verwendende Berufsbezeichnungen 
eingeführt werden können. 

IV. Stellungnahme des mitberatenden Ausschusses 

Der Innenausschuß hat dem Gesetzentwurf mehr- 
heitlich mit den Stimmen der Koahtionsfraktionen 
gegen die Stimmen der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der Gruppe der PDS bei Enthaltung 
der Fraktion der SPD zugestinunt. 

V. Ausschußempfehlung 

Der federführende Finanzausschuß empfiehlt ein- 
stimmig die Annahme des Gesetzentwurfs der Bun- 
desregierung in der vom Ausschuß geänderten Fas- 
sung. 

Die vom Finanzausschuß vorgeschlagene Änderung 
des Gesetzentwurfs geht auf einen Änderungsantrag 
der Fraktion der SPD zurück, der wiederum auf ei- 
nem Vorschlag der Deutschen Steuer-Gewerkschaft 
basiert. Die Deutsche Steuer- Gewerkschaft hatte die 
Einführung einer Berufsbezeichnung für die Absol- 
venten der Laufbahn des mittleren Dienstes in der Fi- 
nanzverwaltung angeregt und dabei die Berufs- 
bezeichnung „Finanzfach Wirt“ vorgeschlagen. Die 
Fraktion der SPD hat sich dieses Anliegen zu eigen 
gemacht und im Ausschuß einen entsprechenden 
Äntrag gestellt. Sie hat hierzu aus geführt, die vorge- 
schlagene Berufsbezeichnung verbessere die Identi- 
fikation der betreffenden Steuerbeamten mit ihrem 
ausgeübten Beruf und stärke dadurch die Leistungs- 
fähigkeit der Steuerverwaltung und der Steuer- 
rechtspflege. Weiterhin stehe die steigende Arbeits- 
belastung der mittleren Laufbahn in der Steuerver- 
waltung in einem auffallenden Mißverhältnis zur 
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Verschlechterung der Beförderungssituation. Daher 
solle mit der Einführung einer Berufsbezeichnung 
„Finanzfachwirt/Finanzfachwirtin“ ein Zeichen der 
Anerkennung für den mittleren Dienst der Steuerver- 
waltung gegeben werden. Hinzu komme, daß zahl- 
reiche Absolventen der Ausbildung zum mittleren 
Dienst nicht von der Finanzverwaltung übernommen 
würden, so daß für ein Fortkommen dieser Personen 
auf dem freien Arbeitsmarkt eine aussagekräftige 
Berufsbezeichnung von Bedeutung sei. Die Koali- 
tionsfraktionen, die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN und die Gruppe der PDS haben sich dieser Ar- 
gumentation angeschlossen. 

Die in dem genannten Antrag der Fraktion der SPD 
vorgesehene Berufsbezeichnung „Finanzfachwirt/ 
Finanzfachwirtin“ wurde auf Anregung der Koali- 
tionsfraktionen von der Fraktion der SPD in „ Finanz- 
wirt/Finanzwirtin“ geändert^^Üese Änderung wurde 
vorgenommen, weil die Bezeichnung „Finanzfach- 
wirt/Finanzfachwirtin“ bereits im Bereich der Indu- 
strie- und Handelskammern im Rahmen von Fortbü- 
dungsmaßnahmen vergeben wird. In der Einzelab- 
stinunung wurde der so abgeänderte Antrag der 
Fraktion der SPD einstimmig bei einer Gegenstimme 
aus den Reihen der Fraktion der CDU/CSU ange- 
nommen. Die Fraktion der CDU/CSU hat mitgeteilt, 
daß sich ihre Mitgüeder im mitberatenden Innenaus- 
schuß mit der Einführung einer Berufsbezeichnung 
für die Beamten des mittleren Dienstes in der Finanz- 
verwaltung einverstanden erklärt hätten. 

Die Bundesregierung hat sich in einer Stellung- 
nahme zu der Prüfbitte des Bundesrates zur Einfüh- 
rung von Berufsbezeichnungen für Beamte des mitt- 
leren Dienstes gegen die Einführung einer besonde- 
ren Berufsbezeichnung für die Angehörigen der mitt- 
leren Laufbahn in der Finanzverwaltung ausgespro- 
chen. Sie hat dabei angeführt, der Bundesrat gehe zu 
Recht davon aus, daß eine Berufsbezeichnung nicht 
nur für Beamte des mittleren Dienstes in der Steuer- 
verwaltung, sondern aus Gründen der Gleichbe- 
handlung für alle Beamten des mittleren Dienstes 
eingeführt werden müßte. Dies könne zur Folge ha- 
ben, daß für mehr als 50 Laufbahnen des mittleren 
Dienstes Berufsbezeichnungen zu entwickeln seien. 
Ein Bedürfnis für die Einführung solcher Berufsbe- 
zeichnungen sei nicht ersichthch, weil Beamte im 
Dienst Amtsbezeichnungen führten, die präziser als 
eine abstrakte Berufsbezeichnung zeigten, wo die 
Beamten im Amtsgefüge einzuordnen seien. Beamte, 
die nach Abschluß der Laufbahnausbildung nicht in 
das Beamtenverhältnis übemonunen würden, erhiel- 
ten ein Prüf ungs Zeugnis, aus dem die Art der Ausbil- 
dung und das Prüfungsergebnis ersichthch seien. Zu- 
dem könnten sie ein Dienstzeugnis erhalten, das zu- 
sätzliche berufhch verwertbare Daten enthalte. 


Gisela Frick Wolfgang Schulhoff Lydia Westrich 

Berichterstatterin Berichterstatter Berichterstatterin 
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